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Aktuelle Rechtsprechung 

BGH: Die Beschaffenheitsvereinbarung in 
einem Grundstückskaufvertrag geht der 
Beschaffenheitsangabe in einer Immo-
bilienanzeige vor. 

Mit Urteil vom 22. April 2016 (Az.: V ZR 
23/15) hat der Bundesgerichtshof 
entschieden, dass ein Ausschluss der 
Haftung für Sachmängel in einem 
notariellen Grundstückskaufvertrag auch 
die Angaben in der Verkaufsanzeige der 
Immobilie erfasst. 

Die Verkäufer hatten im Internet eine 
Immobilienanzeige geschaltet, welche 
den folgenden Wortlaut hatte: „Das 
massive Architektenhaus wurde 
1999/2000 errichtet, bis 2005 ausgebaut“. 
Im notariellen Grundstückskaufvertrag 
wurde ein Haftungsausschluss des 
Verkäufers für Sachmängel vereinbart. 
Nach der Veräußerung zeigte sich, dass 
das Haus unter Einbeziehung einer alten 
Außenwand (einer ehemaligen Scheune) 
errichtet worden war. Diese Wand ist 
sowohl schadensanfälliger als auch 
wärmedurchlässiger als die übrigen 
Gebäudewände. Da die Immobilien-
anzeige keine Informationen über diese 
Wand enthielt, verlangten die Käufer 
Schadensersatz. 

Der BGH stellte in seiner Entscheidung 
klar, dass Angaben in einer Immobilien-
anzeige durchaus eine Beschaffenheit 
darstellen, deren Eigenschaft der Käufer 
erwarten kann. Allerdings gelte dies nicht, 
wenn in dem notariell beurkundeten 

Grundstückskaufvertrag ein Haftungs-
ausschluss vereinbart ist. Dann erfasse 
dieser Haftungsausschluss auch die 
Angaben in der Anzeige, sofern der Käufer 
– wie vorliegend der Fall – von den 
Mängeln keine Kenntnis hatte und somit 
auch nicht arglistig getäuscht hat. Daher 
waren die Käufer nicht zur Zahlung von 
Schadensersatz verpflichtet.  

*** 

BGH: Die Gefahr erheblicher Schad-
stoffbelastungen eines Grundstücks stellt 
einen Sachmangel dar.  

In seinem Urteil vom 8. Juli 2016 (Az.: V 
ZR 35/15) hat der Bundesgerichtshof 
entschieden, dass die frühere Nutzung 
eines verkauften Grundstücks und die 
damit verbundene Gefahr einer 
erheblichen Schadstoffbelastung bereits 
einen Sachmangel darstellen kann, 
welcher für den Verkäufer eine 
entsprechende Aufklärungspflicht auslöst. 

Das verkaufte Grundstück stand im 
Eigentum der Bundesrepublik 
Deutschland und wurde über mehrere 
Jahrzehnte (bis zum Jahre 1966) für den 
Bahnbetrieb benutzt. Im Jahre 2007 
kaufte der Kläger das Grundstück. Die 
Sachmängelhaftung wurde im Grund-
stückskaufvertrag ausgeschlossen. Als der 
Kläger das Grundstück bebauen wollte, 
stellte er eine erhebliche Bodenbelastung 
fest und verlangt neben der 
Rückabwicklung des Grundstücks-
kaufvertrages auch Schadensersatz. 
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In diesem Fall erstreckt sich, laut BGH, der 
vertragliche Haftungsausschluss nicht auf 
die Bodenbelastung, denn der Verkäufer 
hätte den Käufer über die ehemalige 
Nutzung und die damit verbundene 
Gefahr der Bodenbelastung aufklären 
müssen. Da die Nutzung des Grundstücks 
für den Bahnbetrieb mit der damit 
verbundenen Schadstoffbelastung zum 
Zeitpunkt des Vertragsschlusses bereits 
rund 40 Jahre zurück lag und diese 
Nutzung für den Käufer nicht ohne 
Weiteres erkennbar gewesen ist, hätte 
eine Aufklärung durch den Verkäufer 
erfolgen müssen. Da der Verkäufer dieser 
Aufklärungspflicht nicht nachgekommen 
ist, war der vertragliche Haftungs-
ausschluss vorliegend unwirksam.  

*** 

OLG Celle: Die Rechtsprechung des BGH 
zur Unwirksamkeit von Renovierungs-
klauseln in Wohnraummietverträgen ist 
auch auf Gewerberaummietverträge 
übertragbar. 

Der Bundesgerichtshof hatte in seinem 
Urteil vom 18. März 2015 (Az.: VIII ZR 
185/14) entschieden, dass eine formular-
mäßige Abwälzung von Schönheits-
reparaturen auf den Wohnraummieter 
unwirksam ist, wenn die übergebene 
Wohnung erhebliche Gebrauchsspuren 
aufweist und für die Renovierungspflicht 
des Mieters kein angemessener Ausgleich 
vom Vermieter gewährt wird. 

Das OLG Celle hat nun in seinem 
Hinweisbeschluss vom 13. Juli 2016 
(Az.: 2 U 45/16) entschieden, dass diese 

Rechtsprechung auch auf den 
Gewerberaummietvertrag übertragbar ist.  

Die Gründe dafür liegen laut 
Oberlandesgericht in der gesetzlichen 
Wertung, die insoweit nicht zwischen 
Wohnraummiete und Gewerberaummiete 
unterscheide. Deswegen könne auch der 
Schutzzweck in Bezug auf starre 
Fristenregelungen bei Schönheits-
reparaturen und unrenoviert über-
lassenen Mieträumen bei gewerblichen 
Mietverhältnissen grundsätzlich nicht 
anders bewertet werden als bei 
Wohnraummietverhältnissen.  

In der Praxis sollte deshalb darauf 
geachtet werden, dass auch die 
Mietverträge über Gewerberaum keine 
formularmäßigen Klauseln mehr 
enthalten, in denen die Schönheits-
reparaturen auf den Mieter ausgleichslos 
abgewälzt werden, sofern die Mieträume 
unrenoviert übergeben werden sollen.  

*** 

OLG Frankfurt am Main: Die mündliche 
Erweiterung eines Mietvertrages zur 
Nutzung eines Kellerraumes begründet 
einen Schriftformmangel.  

Das OLG Frankfurt am Main hat in seinem 
Urteil vom 27. April 2016 (Az.: 2 U 9/16) 
entschieden, dass die Einigung über die 
Vermietung eines Kellerraums eine 
wesentliche, schriftformbedürftige Ver-
einbarung i.S.v. § 550 BGB darstellt.  

Die Parteien hatten einen schriftlichen 
Mietvertrag über Praxisräume ge-
schlossen. Ergänzend dazu hatten sie 
mündlich vereinbart, dass die Mieterin 
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auch einen Kellerraum im Rahmen des 
Mietvertrages nutzen kann. Diese 
mündliche Erweiterung des Mietvertrages 
sah das Gericht als eine wesentliche und 
somit schriftformbedürftige Vereinbarung 
an. Der Schriftformverstoß führe zu einer 
unbestimmten Vertragslaufzeit und der 
Mietvertrag könne daher jederzeit von 
einem Erwerber des Grundstücks im 
Rahmen der gesetzlichen Vorgaben 
gekündigt werden. 

Ausschlaggebend für die Einstufung als 
eine wesentliche Vereinbarung sei 
vorliegend die Tatsache gewesen, dass die 
Mieterin die Praxisräume nicht 

angemietet hätte, wenn die Nutzung des 
Kellerraumes nicht möglich gewesen 
wäre. Die Nutzung des Kellerraumes sollte 
somit erkennbar mit der Nutzung der 
Erdgeschossräume zusammenhängen und 
durch diese bedingt sein. Der 
Wesentlichkeit stünde auch nicht 
entgegen, dass mit der zusätzlichen 
Vermietung des Kellerraumes nicht auch 
die Miete entsprechend angepasst wurde.  

Für die Praxis gilt weiterhin, dass alle 
wesentlichen Mietvertragsvereinbarun-
gen der Schriftform bedürfen. 

***
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